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Protokoll flber die Oflentllche Landtagssltzimg 
vom 20. Oktober 1954 

(Fortsetzung) 

12. Ratlfikatian verschiedener internationaler 
tJeboreinkommcfi über den Eiscnbahnfrachtver-
bdhr und Uber den Eisenbahn-Personßn- und Ge-

päckvea-kelir 

Präsident Dr. Alois R i t t e r : Als' 12. Punkt 
der Tagesordnung haben wir das Internat. Ueber-
einkonunen Uber den Eisenbahnfrachtverkehr 
vom 25. Oktober 1052 und das Internationale 
Uebereinkonunen Uber den Eisenbahn-Personen-
und Gepäckverkehr vom 25. Oktober 1052 zu ra
tifizieren. Die Regierung schreibt uns unterm 
20. August 1954: 

«Die fürstliche Regierung beehrt sich, dem ho
hen Landtage in der Beilage verschiedene inter
nationale Uebereinkommen Uber den Eisenbahn
frachtverkehr und Uber den Eisenbahn-Personen-
nind Gepäckverkehr zu Ubermitteln und stellt das 
Ersuchen um Ratifikation. Die Regierung glaubt 
der Ratifikation deswegen zustimmen zu können, 
da es sich im vorliegenden Falle ausschließlich um 
eine Formsache handelt. An diese Ratifikation 
sind Iceine Bedingungen geknüpft Mit vorzügli
cher Hochachtung: Fürstliche Regierung.» 

Herausgegeben sind diese beiden Uebereinkom-
men vom Zentralamt für den Internationalen Ei
senbahnverkehr in Bern. Als Signatarstaat wird 
Unter anderen auch Liechtenstein genannt. Die 
Uebereinkonunen sind ziemlich umfangreich, 
Nachdem keine weiteren Exemplare für die Her
ren Abgeordneten vorhanden sind, werden wir 
diese Uebereinkonunen zur Verlesung bringen 
müssen. 

Abg. Josef B ü c h e l : Gegen die Ratifikation 
der internationalen Uebereinkonunen Uber den 
Eisenbahnfrachtverkehr habe ich nichts einzu
wenden. Es dürfte sich wahrscheinlich erübrigen, 
diese umfangreichen Uebereinkonunen zur Ver
lesimg zu bringen, da diese Abkommen für uns 
keine so große Bedeutung besitzen, weil wir doch 
nur eine kurze Eisenbahnstrecke haben und es 
sich außerdem dabei wohl nur um rein technische 
Belange handelt. Wir würden wohl auch kaum 
in der Lage sein, Abänderungsvorschläge dazu 
vorzubringen. 

Präsident Dr. A. R i t t.e r : Wenn der Landtag 
einverstanden ist, die Abkommen, in globo zu ra
tifizieren, so mögen es die Herren Abgeordneten 
durch Handerheben zu erkennen geben. 

Die Abkommen werden einstimmig genehmigt. 

13. Gesuch der Alpgenossenschaft Guschgftel um 
erhöhte Subvention an die Kosten der Neuein
deckung und Maurerarhelten beim Stall auf. der 

Alpe Guschgflel 

Präsident Dr. Alois R i t f e r : Als letzten 
Punkt der Tagesordnung haben wir das Gesuch 
der Alpgenossenschaft Guschgflel um erhöhte 
Subvention an die Kosten der Neueindeckung und 
Maurerarbeiten beim Stall auf der Alpe Guschg
flel zu behandeln. Das bezügliche Schreiben der 
fürstlichen Regierung hat folgenden Wortlaut: 

«Die fürstliche Regierung beehrt sich, dem 
Landtage das Ansuchen der Alpgenossenschaft 
Guschgflel um erhöhte Subvention der Neuein-
deokung mnd Maurerarbeiten am Stalle auf der 
Alpe Guschgflel zu übermitteln. Die Regierung 
hat das Ansuchen vorgängig in der Regierungs
sitzung vom 30. September 1954 behandelt und ist 
einhellig der Auffassung, daß fUr erwähnte Ver
besserungen eine Subvention von. 20 Prozent am 
Platze sei. Sie stellt daher an den hohen-Land
tag den Antrag auf Ablehnung des Ansuchens. 
Mit vorzüglicher Hochachtung: Fürstliche Regie
rung-.» 

Der Vorstand der Alpgenossenachaft Guschg
flel schreibt am 2. September 1954 an die fürst
liche Regierung zu Händen des Landtages: 

«Die Alpgenossenschaft Guschgfiel 'ersucht hie-
mit den hohen Landtag um erhöhte Subvention 
für die Neueindeckung und MaUrera*beiten beim 
Stalle auf der Alpe Güsohgfiel; " )• ' 

'Da die Genossenschaft Guschgflel hoct .alt§. 
Schulden abzutragen &ÜLt and die: Neüehijdecjwng 
wie^l^rum eine starte» finanzielle Betastung ist, 

wären wir dankbar, wenn der hohe Landtag un
serem Gesuch entsprechen würde. Mit vorzüg
licher Hochachtung: Alpgenossenschaft Guschg
flel. Der Vorstand: gez. Josef Frommelt.» j 

Der Kostenvoranschlag des Dachdeckers beläuft 
sich auf Fr. 9381.85; der Wiederaufbau der Dajch-
giebetmauer würde sich auf Fr. 2403.25 stellen. 
Somit würden sich die Kosten auf rund Fr. 12 000 
stellen. Der Regierungsantrag besagt, daß '20 
Prozent Subvention 'hinreichend seien; im übri 
gen beantragt sie Ablehnung des Ansuchens.: ßo-
viel mir recht ist, ist der Subventionssatt,, jfür 
solche Arbeiten durch Landtagsbeschluß fetitge-
legt ] 

Regierungschef Alexander F r i c k : Der Land
tag hat vor ungefähr fünf Jahren die Subventio
nen grundsätzlich festgelegt, und zwar mit 15 
Prozent fü r die gewöhnlichen Gemeindearbeiten, 
mit 20 Prozent die subventionsberechtigt«! Arbel
ten auf den Alpen, mit 30 Prozent die Arbeiten 
an Schulen und Kirchen und letztMin Uber - An
trag der Regierung mit 40 Prozent die SanieiWg 
der Dorfstraßen. , "• : t'\ 

Der Landtag hat, allerdings in seiner letzten 
Sitzung für die GUlleirvei^hl^cÄ»mgw^^ä.%iif 
der Alpe Turna einen SÖpitozentigÖi Beitrag be
willigt. Man ging bei jenem Gesuch von der Tat
sache aus, daß die GUllenverschlauchuhgsanlage 
für die Alpe Turna vor allem wichtig sei, weil 
die Kühe während des ganzen Sommers in den 
Stall getrieben werden müssen, well dort außer
dem sehr steile Lagen sind, die mit einem Fuhr
werk kaum befahren werden können. Außerdem 
wurde auf die schlechte wirtschaftliche Lage der 
Bergbauern RUckslcht genommen, und um die Al
pungskosten für die Bergbauern nicht noch mehr 
zu erhöhen, wurde schließlich eine Subvention 
von 50 Prozent bewilligt. 

Im Falle der Alpe Guschgflel wurde die Ange
legenheit Überprüft, und die Regierung kam ein
hellig zur Auffassung, daß die Alpgenoeaenschaft 
Guschgflel finanziell weder besser noch schlech 
ter steht als die meisten anderen Alpgenossen
schaften. Aus diesem Grunde konnte die Regie
rung in diesem Falle keine höhere Subvention 
empfehlen. Es wäre denn, der Landtag würde die 
Subvention für Arbeiten auf den Alpen allgemein 
erhöhen. Hiefür wäre aber ein allgemeiner Be
schluß notwendig. Von einer Sonderbehandlung 
der Alpgenossenschaft Guschgflel muß ich abra
ten, da sonst die anderen Alpgenossenschaften 
mit den gleichen Anliegen beim Landtag vor
stellig werden. 

Abg. Franz K i n d : Ich möchte eine allgemeine 
Erhöhung des Subventionssatzes für subventions
berechtigte Arbeiten auf den Alpen anregen. 
Die Alpgenossenschaften und jene Gemeinden, 
die Alpen besitzen, sind finanziell bekanntlich 
nicht gut gestellt. Die Folge davon ist, 'daß die 
Genossenschaften hei Durchführung größerer Ar
beiten gezwungen sind, an Regierung und Land
tag mit der Bitte um Ausschüttung höherer Sub
ventionen heranzutreten. Es wäre deshalb besser, 
wenn der Landtag den Subventionssatz allgemein 
auf 30 Prozent festsetzen würde, xa/a. die Alp
genossenschaften in die Lage zu versetzen, die 
notwendigen Instandhaltungsarbeiten auch wirk
lich durchzuführen. Gleichzeitig möchte ich vor
schlagen, in die subventionsberechtigten Arbeiten 
auch das Roden und die Inatandhaltung der Wege 
einzuschließen. (Schluß folgt) 

Wirklich am kritischen Pankt 

(Korr.) 
In seinem Leitartikel «Am kritischen Punkt 

angelangt» zeigt das «Liechtensteiner Volka-
blatt» in seiner letzten Santstagmufäher VQm;20s 
Ngyember 19Ö4 flfakr einnua -Belrt' wahres > Ge*! 
'sipbtr -PenBÖnllche Angriffe, enrtatt sachliche; Er-! 
wägungen und scheinbarer, Retter Idea Vaterlan

des. Wenn das «Liechtensteiner Volksblatt» und 
mit ihm einige Herren aus der Bttrgerpartei sich 
in die Enge getrieben sehen, so fürchten sie um 
ihre Wählerschaft und es bleibt ihnen nichts an
deres Übrig, als das «Liechtensteiner Vaterland» 
und die Vaterländische Union als Demagogen hin
zustellen, während die BUrgerpartei nach Ihrer 
Auffassung allein den Wohlfahrts- und Rechts
staat verkörpert und garantiert. Dem «Liechten
steiner Volksblatt» ist es dann vorbehalten, sei
ner Leserschaft in historischer Sicht all das 
mundgerecht zu machen, was die BUrgerpartei 
die vergangenen Jahre Großes geleistet hat, wäh
rend nach ihrer Ansicht die Union immer ein 
pemmschuh war, ja geradezu eine Gefährdung 
des Rechtsstaates. Dreht man aber einmal den 
Spieß um und frägt man, was die BUrgerpartei 
in all diesen Jahren hätte tun sollen und nicht 
getan hat, so sieht es mit ihrer Selbstbeweih
räucherung etwas anders aus. Denn, wenn die 
Bttrgerpartei schon immer behauptet, sie trage 
allein die Verantwortung und habe alles allein 
gemacht, warum hat sie dann folgendes nicht un
ternommen, sei es durch die Regierung, sei es 
durch den Landtag: 

1. sich bei der Schweizerischen Eidgenossen
schaft um die Freilassung der politisch Gefan
genen und um' die Aufhebung der Einreisesperre 
für Liechtensteiner in die Schweiz zu bemühen; 

2. sich fUr einen gerechten Lohn und die so
ziale Besserstellung der Liechtensteiner Arbeiter-
achttft einzusetzen; 
" 3. ein neues Gemeihdegesetz zu schaffen, in 
denen die. Rechte und Kompetenzen zwischen 
Land und Gemeinde einerseits und innerhalb der 
Gemeinde zwischen BUrgerversammlung, Gemein
derat und Bürger andererseits, abgegrenzt wer
den; 

4. den finanzschwachen Gemeinden durch einen 
generellen Finanzausgleich zu helfen und ihnen 
damit wieder die Autonomie zurückzugeben; 

5. das Proßlem eines eigenen Krankenhauses 
und Spitals zu studieren; 

6. die Invalidenversicherung auf allgemeiner 
Basis in die Alters- und Hinterbliebenenversiche
rung elnzubeziehen; 

7. das Problem einer allgemeinen liechtensteini
schen obligatorischen Krankenversicherung und 
Arbeitslosenversicherung auf zuwerfen; 

8. die gesamte liechtensteinische Verwaltung 
zu reorganisieren und damit der Aufblähung des 
Beamtenapparates Einhalt zu gebieten? 

Es seien hier nur einige Beispiele angeführt, die 
um zahlreiche vermehrt werden könnten und 
bei einer verantwortungsvollen Politik schon 
lange hätten aufgegriffen werden müssen. 

Es scheint jedoch, daß die Mehrheitspartei für 
solche Probleme wenig Interesse bat. Ihr Inter
esse besteht einzig darin, ihrer Wählerschaft 
in den Sinn zu blenden, daß sie ihnen vormachen, 
was sie finanziell herausgewirtschaftet haben, 
und man bat den Eindruck, daß schon heute die 
BUrgerpartei in diesem Sinne auf die nächsten 
Wahlen .Einarbeitet, ohne RUckslcht darauf — 
ja, sie sagen es sogar offen —, ob die Steuer
schraube höher geschraubt werden muß oder 
nicht — man denke dabei an die Aufklärungsver
handlung der AHV — und ohne Rücksicht auf 
die Ohnmacht der Gemeindefinanzen, die heute 
eines, der wichtigsten Probleme nicht nur für die 
Gemeinden selbst, sondern auch für unsere Volks
wirtschaft darstellen. 

Ganz abgesehen davon, daß sich die BUrger
partei an die Vereinbarung hinsichtlich der Zu
sammenarbeit im Interesse des Landes nur dann 
erinnert, wenn es zu ihren Gunsten ist, und daß 
die 'Vaterländische Union dauernd angegriffen 
wird, sieht sich die Vaterländische Union ge
zwungen, ihre Politik neuerdings zu überprüfen 
und sich auf eine allfällige Opposition vorzube
reiten. 

Fürstentmn 
Uachlensteln 

Ana der B^gieivuagwitauig. • 
Dia bisherigen Mitflki&r der-Ue^tensteial-

soheo; Sanltätakommission wurden - auf' feeiter«r 
vierßJahre-fea Amte bestätigt. : ' T* 

Vom Gemeinderat in Planken wurde zum neuen 
Viehinspektor Herr Otto Beck, Gemeindekassier, 
und als Stellvertreter Herr Eugen Beck, Vizevor
steher, gewählt. Die Regierung hat die Wahl ge
nehmigt. 

Ein Verordnungscntwurf Uber die EinscÜ'rSn • 
kung des Offenbarungseides wurde an die .Liech
tensteinische Anwaltskammer zur Aeußerung 
Ubermittelt. " J " 

Der Voranschlag der Liechtensteinischen Kraft
werke fü r 1955 wurde an den Landtag welter-
S 6 1 ^ . '' 

Die Kostenabrechnung Uber die abgeschloasene 
Grundbuchvermessung der Gemeinde Sfihaan, 
Los I, Dorf gebiet, und Vaduz-MUhleholz wurde 
genehmigt. 

Abgeschrieben. 

Wie nicht anders zu erwarten war, drehte das 
«Liechtensteiner Volksblatt» die Platte "mit üen 
nicht verstandenen Abschreibungen weiter .>jp<f 
versteigt sich zur Behauptung, Büchel hätte "Inn 
Landtag den letzten drei Staatsrechnungen ein 
um Fr. 1686000.— besseres Bild gegeben^als 
dies wirklich der Fall sei. D i e s e D a r s t e l 
l u n g i s t v o l l k o m m e n f a l s c h . Der Ver
treter der Regierung malte im Landtag vom 20. 
Oktober die Lage der Staatsfinanzen schwarz, und 
zwar in einer Art, die nicht unbeanstandet blei
be! konnte. Büchel stellte lediglich den Stand der 
Staatsfi^anzen in das richtige; l i c h t fiftjjtflfet 
nicht äh, den einen Tag den f^anzhäushäf t^B 
gut und geordnet zu preisen und den anderen Tag 
unberechtigt Schwarzmalerei zu"-betreiben. . " 

Bei dieser Gelegenheit verwies Büchel kurz auf 
die Ergebnisse der Landesrechnung der vergange
nen drei Jahre. Dabei Ist Tatsache, daß die A b 
Schreibung der großen Ausgaben Im Sektor Baia-
wesen etc. in der Landearechnnng auf x n ^ r l ä 
Arten erfolgt, entweder direkt In der laufenden 
Rechnung oder dann ans dem errechneten Brutto
gewinn. -

Wenn heute der Staat seine gesamten Auslagen 
für Rhein-, RUfe- und Straßenbauten nlöht'ntehr 
zu aktivieren braucht, sondern sie gleich als lau
fende Ausgaben abschreiben kann, so muß dleset 
Staat von besonderem Glück reden. EffektiiHbe-
stehen hierfür keine neue Schulden. Die Gemein
den würden sich die Finger abschlecken, -wenn 
sie sich in gleich günstiger Lage befändeg^Eti}; 
her , war auch das Land gezwungen, eine gMz 
andere Abschreibungsmethode zu gehen. Die' Mit
tel erlaubten es nicht, so vorzugehen wie heute. 
Wir finden daher in früheren Landesrechnungen 
auch Kosten fUr Rhein, RUfe und Str^ßgpr^ti-
viert. 

Auch der Hinweis des «Liechtensteiner Volks
blattes»,, daß die Abschreibungen stets vom aus
gewiesenen AktlvUberschuß vorgenommen-wür
den, bedarf dahin einer Ergänzung, <daß?auebirdie 
heutige Form der Landesrechnung Abschreibun
gen in anderer Form vornimmt Ich verweise nur 
auf die Lehrmittel, die stets nur pro rcomoria 
Fr. 1.— ausgewiesen sind, während unter Ti
tel n der Landesrechnung in den Jahren 19517^53 
zusammen Fr. 40 471.34 abgeschrieben wurden. 
Eine Abschreibung über die Bilanz Ist nie er
folgt. ; ' " ' ' r; 

Büchel hat in der Landtagsaitzung vom, 2Qspk-
tober die Bruttogewinne für die Jahre 1951™-53 
übereinstimmend mit den Zahlen der-Landnapech-
nung genannt Ueberdies wies er darauf hin, daß 
unter den ordentlichen Ausgaben slch,auch .sol
che befinden, die den Charakter von Abschrei
bungen tragen* In Wirkllchkeik'-sind m^i^jdel 
mehr Abschreibungen dort enthalten, mla^Bür 
chel sie nannte, nämlich fü r die Jahre 19{ilr-ü3 
mindestens 3,8 Millionen anstatt nur J ^ , JüWflLOOO. 
Das ergibt sich aus folgenden 

• i i f r »tmäim i . 

;en 
uqs nf 

! Im Jahre 1951 ' betrugen: die^ 
aus dein errechneten Brutto-: " 
ah Gebäuden und 
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